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Die Begründung der Gerichtskritik des Kammerge­
richts vom 29. Dezember 1953 (NJ 1954 S. 90) hat Wider­
spruch hervorgerufen. Die abweichende Meinung hält 
die Einstellung eines gemäß § 174 StPO in das Ermitt­
lungsverfahren zurückverwiesenen Verfahrens gemäß 
§153 der alten StPO durch den Staatsanwalt für unzu­
lässig. Die gegenteilige Auffassung des Kammergerichts 
bezeichnen die Kritiker als widerspruchsvoll. Sie sei 
mit dem Prinzip der Nichtrücknehmbarkeit der Anklage 
durch den Staatsanwalt ebensowenig vereinbar wie mit 
den Wirkungen der Rechtshängigkeit. Als Argument 
wird auf die Möglichkeit der Zustellung der Anklage 
an den Angeklagten vor Eröffnung des Hauptverfahrens 
(§ 180 Abs. 1 StPO) hingewiesen. Es wird ferner vorge­
bracht, daß die vom Kammergericht vertretene Ansicht 
zu einem dauernd bei Gericht schwebenden Verfahren 
führen könne.

Den Kritikern ist zuzugeben, daß die Begründung des 
Beschlusses des Kammergerichts Unklarheiten enthält. 
Sie liegen aber nicht in der von der Kritik gewiesenen 
Richtung. Die Ansicht der Kritiker leidet an einem For­
malismus der Betrachtungsweise, gegen den sich gerade 
§ 1 Abs. 2 StPO wendet.

Die Rückgabe der Sache ist der StPO einerseits als 
eine Verfahrensentscheidung bekannt, durch die das 
Verfahren des die Rückgabe beschließenden Staats­
organs endgültig oder vorläufig beendet wird, 
andererseits als eine, bloße Verfahrensmaßnahme. Als 
Verfahrensentscheidung bezeichnet das Gesetz die 
Rückgabe der Sache durch den Staatsanwalt im Er­
mittlungsverfahren (§ 163 Ziff. 3 in Verb. m. § 167 
StPO), die Entscheidung des Gerichts im Eröffnungs­
verfahren (§ 172 Ziff. 2 in Verb. m. § 164 StPO) und 
die gerichtliche Entscheidung über den Strafbefehls­
antrag (§ 255 Abs. 2 StPO). Als Verfahrensmaßnahme 
dagegen ist die Rückgabe der Sache nach Eröffnung 
des Hauptverfahrens vor der Hauptverhandlung (§ 174 
StPO), die Rückgabe in der Hauptverhandlung ■(§ 174 
StPO), die Rückgabe als Folge der Abstandnahme vom 
beschleunigten Verfahren (§ 234 StPO) und nach Auf­
hebung einer ungesetzlichen polizeilichen Strafver­
fügung (§ 333 StPO) anzusehen.

Die Rückgabeentscheidungen der Gerichte erster In­
stanz müssen als begründete Beschlüsse unter Wahrung 
der Formen der §§ 30, 32 Abs. 1, 34 StPO ergehen. Die 
Rückgabemaßnahmen werden hingegen verfügt. Aus­
nahmen machen lediglich die nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens und die in der Hauptverhandlung 
angeordnete Rückgabe, da sie durch Beschluß ange­
ordnet werden.

Die gerichtlichen Rückgabebeschlüsse haben selb­
ständige Bedeutung, die darin zum Ausdruck kommt, 
daß sie mit Verkündung oder Zustellung das be­
schließende Gericht selbst binden. Sie sind ferner ge­
mäß § 296 StPO beschwerdefähig. Die Beschwerde 
gegen den vor Eröffnung des Hauptverfahrens gemäß 
§ 172 Ziff. 2 in Verb. m. § 174 StPO ergehenden Rück­
gabebeschluß wird auch nicht — wie vielfach ange­
nommen wurde — durch § 178 Abs. 2 StPO aus­
geschlossen. Diese Bestimmung betrifft nur die Be­
schwerdefähigkeit des Eröffnungsbeschlusses selbst, 
nicht aber diejenige der im Eröffnungsverfahren er­
gehenden Entscheidungen überhaupt.

Der in der Hauptverhandlung ergehende, auf Rück­
gabe gemäß § 174 StPO lautende Gerichtsbeschluß ist 
gemäß § 296 Abs. 3 Satz 1 StPO der Beschwerde ent­
zogen. Er hat lediglich die Bedeutung einer dem Staats­
anwalt als Prozeßpartei gemachten, jederzeit frei wider­
rufbaren Auflage, ist daher unmittelbarer Inhalt der 
Verhandlung, auf welcher das Urteil beruht. Er unter­
liegt der Anfechtung nur zusammen mit dem Urteil 
selbst.

Die Rückgabeverfügungen sind für das Gericht frei 
widerrufbar und deshalb auch durch Rechtsmittel nicht 
anfechtbar. Im Falle der Rückgabe nach Abstandnahme 
vom beschleunigten Verfahren und im Falle der Rück­
gabe nach Aufhebung einer ungesetzlichen polizei­
lichen Strafverfügung kann der Rückgabeverfügung 
auch nicht durch Anfechtung der vorausgehenden Ge­

richtsentscheidung der Boden entzogen werden, weil 
diese Entscheidungen nach ausdrücklicher gesetzlicher 
Bestimmung nicht beschwerdefähig sind.

Die Organisationsprinzipien des Strafverfahrens schaf­
fen klar abgegrenzte, sich ergänzende Verfahrensab­
schnitte. Sie sind verschiedenen, grundsätzlich vonein­
ander unabhängigen Staatsorganen zu eigener Verant­
wortlichkeit zugewiesen. Hiernach bestimmen zwei 
wesentlich verschiedene Teile, der staatsanwaltschaft- 
liche und der gerichtliche Verfahrensabschnitt, den Ab­
lauf des Verfahrens. Jede dieser Prozeßphasen ist das 
ausschließliche Vorbehaltsgebiet eines der beiden in Be­
tracht kommenden Staatsorgane. Keines von ihnen be­
darf für seine Aktionen und Entschließungen des Ein­
verständnisses des anderen. Die Zustimmungen gemäß 
§ 153 Abs. 2 und 3 der alten StPO sind daher als dem 
Prinzip der Unabhängigkeit der Gerichte (Art. 27 der 
Verfassung, § 5 GVG) und der Staatsanwaltschaft (§ 1 
Abs. 1 StAnwG) widerstreitend gegenstandslos gewor­
den. Auch kann keines der beiden Staatsorgane eine 
Entschließung bestimmten Inhalts des anderen bindend 
anweisen. Daher ist das Anklageerzwingungsverfahren 
(§§ 172—175 der alten StPO) beseitigt.

Das staatsanwaltschaftliche und das gerichtliche Ver­
fahren haben einen sehr verschiedenen Inhalt. Im Er­
mittlungsverfahren handelt es sich um die Aufklärung 
der Tat. Daher ward dieses Verfahren von der aufklä­
renden Tätigkeit der Staatsanwaltschaft und der Unter­
suchungsorgane beherrscht. Sie ist auf Sammlung, Sich­
tung und Sicherung von geeigneten Beweisen gerichtet. 
Ob diese auch im gerichtlichen Verfahren sich als taug­
lich erweisen, bleibt in diesem Verfahrensabschnitt zu­
nächst dahingestellt. Die Aufklärung geht so weit, wie 
es erforderlich ist, um die Einleitung des gerichtlichen 
Verfahrens gegen einen mit dem höchsten erreichbaren 
Grade von Wahrscheinlichkeit Schuldigen zu gewähr­
leisten.

Den Untersuchungsorganen fällt vorzugsweise die 
Aufgabe der Sammlung, der Staatsanwaltschaft die­
jenige der Sichtung der Beweise zu. Die Zusammen­
arbeit der Untersuchungsorgane mit der Staatsanwalt­
schaft wird durch die leitende Stellung des Staatsan­
walts im Ermittlungsverfahren bestimmt. Er betreibt 
und beaufsichtigt das Verfahren und kann es jederzeit 
an sich ziehen. Die Entscheidungen der Untersuchungs­
organe sind kein selbständiger Teil des Ermittlungsver­
fahrens. Sie haben nicht die Wirkung, dieses in einen 
anderen Verfahrensabschnitt weiter zu bewegen. Diese 
Wirkung tritt auch nicht durch die Abgabe der Sache 
an den Staatsanwalt ein. Die in § 162 StPO für die Über­
gabe der Sache an den Staatsanwalt vorgesehenen For­
men haben daher keine verfahrensbestimmende Bedeu­
tung. Sie sind zusammenfassende, sach- und verfahrens­
würdigende Mitteilungen des Untersuchungsorgans über 
Inhalt und Führung der Untersuchungen an den Staats­
anwalt. Sie erleichtern ihm die Kontrolle und Leitung 
des Verfahrens, eine weitergehende Bedeutung besitzen 
sie nicht. Die Rückgabe der Sache an das Untersuchungs­
organ gemäß §§ 163 Ziff.. 3, 167 StPO hat lediglich den 
Inhalt einer Kritik an der Arbeit des Ermittlungs­
organs, einer Weisung für die Führung der Unter­
suchung (§ 97 Satz 2 StPO). An der Stellung des Staats­
anwalts, des Untersuchungsorgans und des Beschuldig­
ten im Verfahren ändert sie nichts. Sie versetzt daher 
das Verfahren nicht in ein anderes Stadium zurück. 
Das unterscheidet -sie grundsätzlich von der gericht­
lichen Rückgabeentscheidung im Eröffnungsverfahren.

Die Aufgabe des gerichtlichen Verfahrens erster In­
stanz liegt in ganz anderer Richtung. Sie besteht in 
der einheitlichen und abschließenden Analyse des Ver­
brechens, die in der Hauptverhandlung stattfindet. 
Diese geschieht auf Grund eines umfassenden und ein­
heitlichen Erkenntnisprozesses, dessen Kernstück die 
Auseinandersetzung mit den vom Staatsanwalt unter­
breiteten oder den auf gerichtliche Veranlassung er­
gänzend beschafften Erkenntnismitteln ist. Hierzu ge­
hören sowohl die Beweismittel im engeren Sinne als 
auch die gerichtsbekannten und offenkundigen Tat­
sachen sowie die Erklärungen der Prozeßparteien, 
namentlich die des Angeklagten.
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